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Sachgebiet 78 


Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die Gewährung 
einer Umstellungsprämie im Weinbau 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
die Artikel 42 und 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

i 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
aus schusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Das Gefälle zwischen der Erzeugung und der Nach- 
frage von Wein in der Gemeinschaft hat eine Grö- 
ßenordnung erreicht, die eindeutig die konjunktu- 
rellen Schwankungen von einem Jahr zum anderen 
übersteigt. Die Erzeugung nimmt weiter zu. Die in 
der Verordnung (EWG) Nr. 816/70 des Rates vom 
28. April 1970 zur Festlegung ergänzender Vor- 
schriften für die gemeinsame Marktorganisation für 
Wein 1 ) vorgesehenen Interventionsmaßnahmen zur 
Wiederherstellung des Marktgleichgewichts haben 
sich als unzulänglich erwiesen; deshalb scheint es 
angebracht, durch die Gewährung einer Prämie für 
die Umstellung von Rebflächen, deren Erzeugung 
einen besonders schwierigen Absatz findet, einen 
Anreiz zu schaffen und auf diese Weise zu einer 
Verringerung des Weinbaupotentials beizutragen. 
Der Weinmarkt wird zunehmend durch Weine ge- 
ringerer Qualität beeinträchtigt, die von Keltertrau- 
bensorten und Tafeltraubensorten, die in der Klassi- 
fizierung der Rebsorten als „vorübergehend zuge- 
lassen" aufgeführt sind sowie von bestimmten als 
„empfohlen" oder „zugelassen" klassifizierten Sorten 
stammen. Es ist daher angebracht, die Umstellungs- 
prämie für das Roden der zu diesen Sorten gehören- 
den Rebflächen zu gewähren. 


Da diese Maßnahme eine dauerhafte Wirkung 
herbeiführt, sollte vorgesehen werden, daß die 
Empfänger der Prämie sich verpflichten müssen, kei- 
ne Neuanpflanzungen während eines Zeitraums von 
zehn Jahren nach der Rodung vorzunehmen und 
während eines Zeitraums von drei Jahren nach der 
Rodung den Teil ihrer Rebfläche, den sie beibehalten 
haben, nicht zu erneuern. 

Die Umstellungsprämie muß so festgesetzt werden, 
daß insbesondere den Kosten der Rodung Rechnung 
getragen wird. Um den Erzeugern einen Anreiz 
zu verschaffen, umfangreiche Rodungen in naher 
Zukunft vorzunehmen, empfiehlt es sich, eine de- 
gressive Prämie vorzusehen. 

Um die ordnungsgemäße Anwendung des Systems 
der Umstellungsprämie zu gewährleisten, ist es 
angezeigt vorzusehen, daß die einzelstaatlichen 
Beihilfen, mit denen ähnliche Ziele wie mit diesem 
System verfolgt werden, nur gewährt werden dürfen, 
wenn die Anträge vor dem Inkrafttreten dieser 
Verordnung gestellt worden sind. 

Sämtliche geplanten Maßnahmen entsprechen 
einem gemeinschaftlichen Interesse und zielen auf 
die Verwirklichung der in Artikel 39 Abs. 1 Buch- 
stabe a des Vertrages festgelegten Ziele ab. Sie 
stellen infolgedessen eine gemeinsame Maßnahme 
im Sinne von Artikel 6 der Verordnung (EWG) 
Nr. 729/70 des Rates vom 21. April 1970 über die 
Finanzierung der gemeinsamen Agrarpolitik 2 ), zu- 
letzt geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 
2788/72 3 ), dar. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 99 
vom 5. Mai 1970, S. 1 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 94 
vom 28. April 1970, S. 13 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 295 
vom 30. Dezember 1972, S. 1 
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Es ist angezeigt, auf Gemeinschaftsebene zu den 
Ausgaben für die Umstellungsprämie beizutragen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Den Weinerzeugern in der Gemeinschaft wird 
auf Antrag unter den nachstehend festgelegten 
Bedingungen eine Prämie für die Umstellung von 
mit Keltertraubensorten oder Tafel traubensorten 
bepflanzten Rebflächen auf andere Kulturen als 
Wein oder für die endgültige Einstellung des 
Weinbaues auf der betreffenden Parzelle gezahlt. 
Diese Umstellungsprämie wird nur für die Par- 
zellen gewährt, auf denen die Sorten angebaut 
werden, 

— die in der Klassifizierung der Rebsorten in der 
Klasse der vorübergehend zugelassenen Reb- 
sorten aufgeführt sind, oder 

— die unter den Rebsorten, die in der genannten 
Klassifizierung in der Klasse der empfohlenen 
oder zugelassenen Rebsorten aufgeführt sind, 
in einer noch zu erstellenden Liste enthalten 
sind. 

2. Die Bedingungen für die Gewährung dieser Prä- 
mie und die Liste der in Absatz 1, zweiter 
Gedankenstrich genannten Rebsorten werden 
nach dem Verfahren des Artikels 7 der Verord- 
nung Nr. 24 4 ) festgelegt. 

Artikel 2 

1 . Die Anträge auf Gewährung der Prämie sind 

— für das Wirtschaftsjahr 1975/1976 vor dem 
1. Februar 1976 

— für die Wirtschaftsjahre 1976/1977 und 1977/ 
1978 vor dem 1. November des betreffenden 
Wirtschaftsjahres zu stellen. 

2. Die Gewährung der Prämie ist davon abhängig, 
daß der Empfänger sich schriftlich verpflichtet: 

a) die Rebflächen, für die die Prämie beantragt wird, 
vor dem 1. April des Wirtschaftsjahres, in dem 
die Prämie beantragt wurde, zu roden oder roden 
zu lassen, 


b) im Rahmen seines Betriebes 

— für einen nach der Rodung beginnenden Zeit- 
raum von zehn Jahren auf die Wiederbepflan- 
zung der Parzellen, auf denen Rodungen vor- 
genommen wurden sowie auf Neupflanzung 
von Rebflächen, 

— für einen nach der Rodung beginnenden Zeit- 
raum von drei Jahren auf die Wiederbepflan- 
zung mit Reben im Hinblick auf die gänzliche 
oder teilweise normale Erneuerung der rest- 
lichen Rebflächen nach den Rodungsmaßnah- 
men, die zur Gewährung der Prämie führten, 

zu verzichten. 

3. Für die Parzellen, deren Ernteertrag zum größten 
Teil für den häuslichen Verbrauch des Erzeugers 
verwendet wird, können keine Umstellungs- 
prämien gezahlt werden. 


Artikel 3 

1. Die Höhe der Umstellungsprämie wird nach dem 
Verfahren des Artikels 7 der Verordnung Nr. 24 
unter Berücksichtigung 

— der Art der Kulturen, insbesondere im Hin- 
blick auf die Rebflächen in Mischkulturen, 

— die Erziehungsform der Reben, 

— die Leistungsfähigkeit der Rebfläche, insbe- 
sondere im Hinblick auf ihr Alter, festgesetzt. 

2. Der Höchstbetrag der Prämie beläuft sich für 

— das Wirtschaftsjahr 1975/1976 auf 
1500 RE je Hektar, 

— das Wirtschaftsjahr 1976/1977 auf 
1400 RE je Hektar, 

— das Wirtschaftsjahr 1977/1978 auf 
1300 RE je Hektar. 

3. Die Prämie wird in nur einer Zahlung, spätestens 
drei Monate nachdem der Antragsteller den 
Nachweis erbracht hat, daß er die Rodung tat- 
sächlich durchgeführt hat, ausgezahlt. 


4) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 30 
vom 20. April 1962, S, 989/62 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 28. Oktober 1975 - 1/4 - 680 70 -E - We 58/75: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 16. Oktober 1975 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts - und. Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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Artikel 4 

Die Mitgliedstaaten überwachen, ob der Empfänger 
der Prämie der in Artikel 2 Abs. 2, Buchstabe b die- 
ser Verordnung genannten Verpflichtung nachge- 
kommen ist. Sie führen diese Überwachungen ab 

1. April des dem Wirtschaftsjahr entsprechenden 
Kalenderjahres durch, in dem die Gewährung der 
Prämie beantragt wurde. 

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission die Er- 
gebnisse dieser Überwachung mit. 

Artikel 5 

Sämtliche in dieser Verordnung vorgesehenen Maß- 
nahmen bilden eine gemeinsame Maßnahme im 
Sinne von Artikel 6 Abs. 1 der Verordnung (EWG) 
Nr. 729/70. 

Artikel 6 

1. Die voraussichtlichen Gesamtkosten zu Lasten 
des EAGFL für die gemeinsame Maßnahme be- 
laufen sich auf 91 Millionen Rechnungseinheiten. 

2. Die Durchführung der in Absatz 1 genannten 
Maßnahme beschränkt sich auf die Weinwirt- 
schaftsjahre 1975/1976, 1976/1977 und 1977/1978. 

Artikel 7 

1. Die von den Mitgliedstaaten im Rahmen der in 
dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahme ge- 
tätigten Ausgaben kommen für eine Finanzierung 
durch den EAGFL, Abteilung Ausrichtung, in 
Betracht. 

2. Der EAGFL, Abteilung Ausrichtung, erstattet den 
Mitgliedstaaten 50 v. H. der erstattungsfähigen 
Ausgaben. 

Die Durchführungsbestimmungenn zu Absatz 2 
werden nach dem Verfahren des Artikels 13 der 
Verordnung (EWG) Nr. 729/70 erlassen. 

Artikel 8 

1. Die Anträge auf Erstattung betreffen die im 
Laufe eines Kalenderjahres von den Mitglied- 
staaten getätigten Ausgaben und werden der 
Kommission vor dem 1. Juli des darauffolgenden 
Jahres vorgelegt. 

2. Die Kommission entscheidet in einem oder 
mehreren Malen gemäß dem Verfahren des Arti- 
kels 7 Abs. 1 der Verordnung (EWG) Nr. 729/70 
über diese Anträge. 

Artikel 9 

1. Unbeschadet von Artikel 8 der Verordnung 
(EWG) Nr. 729/70 treffen die Mitgliedstaaten 
gemäß den einzelstaatlichen Rechts- und Verwal- 


tungsvorschriften die erforderlichen Maßnahmen, 
um die ausgezahlten Beträge in den Fällen wie- 
dereinzuziehen. in denen die in Artikel 2 genann- 
ten Verpflichtungen nicht eingehalten werden. 

Sie teilen der Kommission die getroffenen Maß- 
nahmen mit und unterrichten sie regelmäßig über 
den Stand der hiermit verbundenen Verwaltungs- 
und Gerichtsverfahren, 

2. Die wiedereingezogenen Beträge fließen den 
Dienststellen oder Einrichtungen zu, die ausge- 
zahlt hatten; diese ziehen die Beträge von den 
Ausgaben ab, die durch den Fonds im Verhält- 
nis zur Gemeinschaftsfinanzierung finanziert wer- 
den. 

3. Können die ausgezahlten Beträge nicht wieder- 
eingezogen werden, so trägt die Gemeinschaft 
die sich hieraus ergebenden finanziellen Folgen 
im Verhältnis zur Gemeinschaftsfinanzierung. 

4. Die wiedereinzuziehenden Beträge können sich 
durch eine Verzinsung erhöhen. 

5. Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Arti- 
kel werden gemäß dem Verfahren des Artikels 13 
der Verordnung (EWG) Nr. 729/70 erlassen. 


Artikel 10 

1. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission wäh- 
rend den in Artikel 2 Abs. 1 genannten Wirt- 
schaftsjahren die Rebflächen mit, die im Rahmen 
der in Artikel 17 Abs. 3 der Verordnung (EWG) 
Nr. 816/70 genannten Vorausplanung unter Ge- 
währung der Umstellungsprämie gerodet wurden. 
Die Kommission trägt diesen Angaben in dem 
in Absatz 4 des vorgenannten Artikels erwähn- 
ten Bericht Rechnung. 

2. Eine Änderung des Prämienbetrages kann vom 
Rat auf Vorschlag der Kommission mit qualifi- 
zierter Mehrheit beschlossen werden. 


Artikel 11 

Diese Verordnung steht der Gewährung von Beihil- 
fen nicht entgegen, die in einzelstaatlichen Rechts- 
vorschriften vorgesehen sind und mit denen ähnliche 
Ziele wie mit dieser Verordnung erreicht werden 
sollen, soweit die Anträge auf Gewährung dieser 
Beihilfen vor dem Inkrafttreten der Verordnung 
gestellt worden sind. 

Artikel 12 

Diese Verordnung tritt am 1. November 1975 in 
Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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FINANZBOGEN 


Datum 


1. Haushaltsposten: 


2. Bezeichnung des Vorhabens: 

Vorschlag für eine Verordnung des Rates über die Gewährung einer Umstellungsprämie im Weinbau 


3. Juristische Grundlage: 

Artikel 6 der Verordnung (EWG) Nr. 729/70 des Rates vom 29. 4. 1970 
über die Finanzierung der gemeinsamen Agrarpolitik 


4. Ziele des Vorhabens: 

Die Erzeuger von Weinen minderer Qualität, die bereit sind, ihre Weinberge ganz oder teilweise 
zu roden, sollen durch eine Prämie gefördert werden. Diese Prämie würde durch eine Verminderung 
der Produktion zu einer Wiederherstellung des Gleichgewichts auf dem Weinmarkt beitragen und 
für den EAGEL die Kosten der Marktregulierung senken. 


5.0 Ausgaben 

Wirtschaftsjahr 

Laufendes 
Haushaltsjahr ( ) 

Kommendes 
Haushaltsjahr ( ) 
Mio RE 

zu Lasten des Gemeinschaftshaushalts 

— 

— 

— 

zu Lasten nationaler Verwaltungen 

— 

— 

75 

zu Lasten anderer nationaler Sektoren 

— 

— 

— 


5.1 Vorschau Jahr 1977 Jahr 1978 Jahr 1979 

37 Mio RE 28 Mio RE 20 Mio RE 


5.2 Berechnungsmethode 

Die Art der Berechnung der Schätzung der finanziellen Belastung ist kompliziert. Sie ist unter 
„Bemerkungen" auf der folgenden Seite wiedergegeben. 

6.1 Finanzierung im laufenden Haushalt ist möglich durch im betreffenden Kapitel vorhandene Mittel 

Ja Nein 

6.2 Finanzierung ist möglich durch Übertragung von Kapitel zu Kapitel im laufenden Haushalt 

Ja Nein 

6.3 Notwendigkeit eines Nachtragshaushalts 

' Ja Nein 

6.4 Erforderliche Mittel sind in die zukünftigen Haushalte einzusetzen 

1977: 37 Mio RE, 1978: 28 Mio RE, 1979: 20 Mio RE 
Anmerkungen: 
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in Frage kommt, wird wie folgt geschätzt: 

Wirtschaftsjahr 1975/1976: 50 000 ha, 

Wirtschaftsjahr 1976/1977: 40 000 ha, 

Wirtschaftsjahr 1977/1978: 30 000 ha. 

3. Der EAGFL, Abteilung Ausrichtung, erstattet den 
Mitgliedstaaten 50 v. H. ihrer erstattungsfähigen 
Ausgaben im Vorjahr. 

4. Die nachstehende Tabelle enthält eine Schätzung 
der Belastung des EAGFL, Abteilung Ausrich- 
tung. 


Haushaltsjahr 

Wirtschaftsjahr 

Fläche 

Prämie 

RE 

Gesamtkosten 
für die 

Mitgliedstaaten 

Erstattung durch 
EAGFL (50 v. H.) 
in Mio RE 

1975 






1976 

1975/1976 

50 000 

1500 

75 

37 

1977 

1976/1977 

40 000 

1400 

56 

28 

1978 

1977/1978 

30 000 

1300 

39 

20 

1979 






Insgesamt 


120 000 


170 

85 


Bemerkungen 


1. Die Prämie, berechnet pro Hektar gerodete Reb- 
fläche, sollte die Kosten der Rodung, 500 RE 
sowie einen Betrag von 800 bis 1000 RE für 
entgangene Einnahmen decken. Danach wäre die 
Prämie wie folgt: 

1975/1976 1500 RE pro Hektar gerodete Fläche, 

1976/1977 1400 RE pro Hektar gerodete Fläche, 

1977/1978 1300 RE pro Hektar gerodete Fläche. 

2. Die Fläche, die voraussichtlich für die Rodung 
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Begründung 


1. Einleitung 

Der Bericht der Kommission an den Rat über die 
voraussichtliche Entwicklung der Neuanpflanzungen 
und Wiederbepflanzungen von Rebflächen in der 
Gemeinschaft [Dok. KOM (75) 416 vom 16. Juli 1975] 
hat verdeutlicht, daß das Gefälle zwischen der Erzeu- 
gung und den Verwendungszwecken von Wein von 
einem Wirtschaftsjahr zum anderen anscheinend 
zunimmt. Wirksame Maßnahmen müssen zur Wie- 
derherstellung des Gleichgewichts auf dem Markt 
durch eine Verringerung der Erzeugung getroffen 
werden. Hierbei kann das Roden von Rebflächen, 
die Wein liefern, dessen Absatz sich in den voraus- 
gegangenen Wirtschaftsjahren als besonders schwie- 
rig erwiesen hat, zum einen zu einem Rückgang 
des Angebots an Tafelweinen und zum anderen zu 
einem Anheben des qualitativen Niveaus der ange- 
botenen Weine beitragen. Es wäre also angebracht, 
den Weinerzeugern durch eine Prämie einen Anreiz 
zu verschaffen, die bereit sind, ihre Rebflächen in 
nächster Zukunft ganz oder teilweise zu roden und 
endgültig oder zumindest in den nächsten auf die 
Rodung folgenden zehn Wirtschaftsjahre den Wein- 
bau auf den gerodeten Flächen einzustellen. 


2. Leitlinien 

2.1 Beschränkung der Prämie auf bestimmte Sorten 

Diese Umstellungsprämie sollte auf solche Sorten 
beschränkt werden, die Weine liefern, deren Quali- 
tät im Vergleich zu den von anderen in dem glei- 
chen Gebiet angebauten Sorten stammenden Weinen 
eindeutig geringer ist. Das bedeutet gemäß der 
Gemeinschaftsklassifizierung der Rebsorten 

— alle am 31. Dezember 1975 als vorübergehend 
zugelassen klassifizierten Sorten im Hinblick auf 
die mittelmäßige Qualität der aus ihnen gewon- 
nenen Weine; 

— bestimmte der unter den nach der betreffenden 
Verwaltungseinheit empfohlenen oder zugelas- 
senen Sorten ausgewählten Rebsorten im Hin- 
blick auf die Notwendigkeit einer Verringerung 
der Erzeugung von Wein, der aus Tafeltrauben 
gewonnen wird. 

2.2 Höhe der Prämie 

Die je Hektar gerodete Rebfläche berechnete Höhe 
der Prämie müßte die Rodungskosten von 500 RE 
sowie zuzüglich 800 bis 1000 RE für Ertragsausfall 
im Laufe von drei aufeinanderfolgenden Wirtschafts- 
jahren decken. Um den Erzeugern einen Anreiz zu 
verschaffen, in nächster Zukunft beschleunigte 
Rodungen vorzunehmen, sollte eine degressive 
Prämie vorgesehen werden. 


Es werden folgende Prämien vorgeschlagen: 



RE 

1975/1976 

1500, 

1976/1977 

1400, 

1977/1978 

1300. 


2.3 Übernahme durch den EAGFL 

Damit der betreffende Mitgliedstaat eine wirksame 
Kontrolle dieser Maßnahme sicherstellt, sollte vor- 
gesehen werden, daß der durch den EAGFL, Abtei- 
lung Ausrichtung, übernommene Teil 50 v. H. nicht 
übersteigt. 

2.4 Verpflichtung der Empfänger von Umstellungs- 
prämien 

Die Erzeuger, denen auf Antrag eine Umstellungs- 
prämie gewährt wird, müssen sich durch eine schrift- 
liche Erklärung verpflichten, die betreffende Parzelle 
vor dem 11. Wirtschaftsjahr nach cfem Wirtschafts- 
jahr, in dem die Rodung stattfand, nicht wieder mit 
Reben zu bepflanzen. 

Diese Verpflichtung ist mit der Parzelle verbunden 
und bleibt auch dann gültig, wenn die Parzelle durch 
einen anderen Erzeuger bewirtschaftet wird. 

2.5 Betroffene Flächen 

Es ist schwierig vorherzusehen, was die Weinbauer 
beschließen könnten, wenn ihnen für die Rodung 
ihrer Rebflächen eine Prämie angeboten würde. Erste 
Schätzungen führen zu folgendem Ergebnis: 

— als vorübergehend zugelassen klassifizierte Sor- 
ten ( = größtenteils Hybride) 

— in Frankreich 50 000 ha, 

— in Italien 20 000 ha; 

— nach der unzulänglichen Qualität des aus ihnen 
gewonnenen Weins unter den als empfohlen oder 
zugelassen klassifizierten Sorten ausgewählte 
Rebsorten ( — besonders leistungsfähige Art vitis 
vinifera, insbesondere der Tafeltraubensorten, 
einige hybride Sorten) 

— in Frankreich 20 000 ha, 

— in Italien 30 000 ha, 

120 000 ha. 

3. Vergleich der jährlichen Ausgaben zu Lasten des 
EAGFL infolge der Umstellungsprämie mit den 
Ausgaben, die unvermeidbar wären, wenn diese 
Prämie nicht vorgesehen würde. 

Wenn angenommen wird, daß die Umstellungs- 
prämie nicht gewährt würde, dann belastet die 
Erzeugung der in Erwägung gezogenen 120 000 ha 
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Rebfläche weiterhin jedes Jahr den Weinmarkt. 
Sofern die durch Überschüsse gekennzeichnete Lage 
andauert, kann zugelassen werden, daß eine der 
von diesen Rebflächen stammenden Erzeugung ent- 
sprechende Menge zu Destillationen im Rahmen der 
in Artikel 7 der Verordnung (EWG) Nr. 816/70 vor- 
gesehenen Maßnahme verwendet wird und hierzu 
vom EAGFL ein Zuschuß in Höhe von 0,90 RE je 
Alkoholgrad/Hektoliter gewährt wird. Wenn der auf 
den betreffenden 120 000 ha erzeugte Wein im 
Durchschnitt 10° erreicht, so wird der Zuschuß 
9,00 RE je Hektoliter betragen. 

Die Erzeugung der zu rodenden 120 000 ha kann 
wie folgt veranschlagt werden: 

Tausend Hektoliter 
— 75 000 ha Rebfläche, voll im Ertrag 

stehend (Ertrag je ha 70 hl) 5250, 


— 45 000 ha Rebfläche, rückläufiger 

Ertrag (Ertrag je ha 40 hl) 1800, 

7050. 

Die Ausgaben zu Lasten des EAGFL infolge der 
Destillation einer der Erzeugung der zu rodenden 
120 000 ha entsprechenden Menge werden sich jähr- 
lich auf 7 050 000 X 9,00 = 63 450 000 RE belaufen; 
das ist folglich mehr als das Zweifache der durch- 
schnittlichen Ausgaben pro ha für die vorgesehene 
jährliche Umstellungsprämie, Die Gewährung einer 
Umstellungsprämie während eines Zeitraums von 
drei Jahren läßt hoffen, zu einer endgültigen Sanie- 
rung des Ungleichgewichts auf dem Weinmarkt bei- 
zutragen, während die Intervention über die Destil- 
lation nur vorübergehend den Weinmarkt entlastet 
und außerdem zum Entstehen von Überschüssen auf 
dem Alkoholmarkt beiträgt. 
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